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An das

Bundesministerium für soziale Sicherheit, 

Generationen und Konsumentenschutz

Organisationseinheit IV/1

Stubenring 1

1010  W I E N
Zu dem mit Schreiben vom 19. Jänner 2004, GZ 44.001/56-1/03, einem Vorbegutachtungsverfahren unterzogenen Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG), ein Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellengesetz – SchlStG) erlassen und das Behinderteneinstellungsgesetz geändert werden, nimmt das Amt der Kärntner Landesregierung wie folgt Stellung:

1.
Zu den mehrfach im Vorbegutachtungsentwurf enthaltenen Sonderverfassungsregelungen, insbesondere zu der die Bundeskompetenz begründenden Verfassungsbestimmung in Art. I des Behinderteneinstellungsgesetzes, darf auf die derzeit im Österreich Konvent laufenden Beratungen über eine Neukonzeption der Bundesverfassung verwiesen werden, weil sie inhaltlich teilweise den dort laufenden Überlegungen und Änderungsempfehlungen zuwiderlaufen. Gleiches gilt für Art. I der Novelle des Behinderteneinstellungsgesetzes, mit dem die Bundeskompetenz für die Modifikation des Behinderteneinstellungsgesetzes begründet werden soll.

2.
Die in der als Verfassungsbestimmung konzipierten Regelung des § 6 des Behinderten​gleichstellungsgesetzes in Aussicht genommene Anerkennung der „österreichischen Gebärdensprache“ als eigenständige Sprache gibt Anlass, darauf hinzuweisen, dass es derzeit keine österreichweit einheitliche Gebärdensprache gibt. Differenzierungen finden sich nicht nur länderweise sondern sogar teilweise unter den Gehörlosenorganisationen. Es müsste daher klargestellt werden, welcher Typus in diesem Zusammenhang als eigenständige Sprache Anerkennung finden soll.

3.
Im Vorblatt der Erläuterungen wird angemerkt, dass im Vorbegutachtungsstadium noch keine Aussagen über die finanziellen Auswirkungen getroffen werden. Trotzdem darf nicht übersehen werden, dass vor allem das Verbot einer mittelbaren Diskriminierung das unter anderem dann zum Tragen kommen kann, wenn öffentliche Gebäude für Behinderte nicht oder nur erschwert zugänglich sind, nicht unbedeutende finanzielle Auswirkungen nach sich ziehen kann. Ohne die Notwendigkeit einer solchen barrierefreien Zugänglichkeit für alle öffentlichen Gebäude in Frage stellen zu wollen, sollte in einem Begutachtungsentwurf auch versucht werden, die daraus resultierenden Folgekosten zu quantifizieren.

Für die Kärntner Landesregierung:

Dr. Glantschnig

FdRdA
9021 Klagenfurt, Wulfengasse 13 ( DVR 0062413 ( Internet: www.ktn.gv.at

















 


